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hat der 9. Senat des Bunde330zialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung am 29. Oktober 1963 unter Mitwir—

kung von ‘

Senatspräsident Dr. W e 1 B
,

‘
als Vorsitzendem,

_Bundesrichter Dr. M a i e
o h

Bundesrichter S c h i n d l e
r;-

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozielrichterin R e i f f

Eundessozialrichter R e i 5

als ehrenamtlichen Richtern,

und

und

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird dee Urteil des landes—
sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 20. Juni 1962

aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.-
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Durch Bescheid des Versorgungsamts (VärsorgA) vom 22. Mai
1953 wurden beim Ehemann und Vater der Kläger (W.) belang—

lose Weichteilnarben an der li. schlafe und_an beiden "

Beinen als Schädigungsfolgen im Sinne der Entstehung,

‚sowie Durchblutungsstörungen des Herzmuskels, Lungen—,

emphysemmit Neigung zu spastischer Bronchitis als Schä—
digungsfolgen im Sinne der Verschlimmerung anerkannt und

ab 1. April 1952 Rente nach dem BundesversOrgungsgesetz

(BVG) nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 25 vom
Hundert (V.H.) gewährt. Widerspruch und Klage

blieben erfolglos. Im Berufungsverfahren wurde das
_Land Berlin beigeladen‚ weil Wo seinen W0hnsitz inzwié

schen dorthin terlegt hatte. Der nach @ 109 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) gutschtlieh gehörte Dr. med.
fésw===äe■ö schätzte die wehrdiensthedihgte MdE auf
1QC-v.H. Darauf veranlaßte das LandeSsozialgericht

(LSG) von Amts wegen die Einholung eines Gutachtens

beim Chefarzt der Inneren Abteilung des Städtischen

Krankenhauses in Berlin—Britz. Dieses wurde von Ober-

arzt Dr° Erfwre—am 10. März 1962 erstattet, der eine’
}‘wehrdienstbedingte MdE um 25 v.H. für angemessen

hieltof

Gegen dieSen Gutachter erhob W„ den Vorwurf der Un—_ »

sachlichkeit und Pflichtvergessenheit. Er lehnte Dr°

R»sméaaals Gutachter ab, dieser habe keinen Auftrag

zur Untersuchung gehabt; bei der Untersuchung sei

eine unerlaubte Tonbandaufnahme gemacht werden. Dr„

R::eis=habe ihm zugemutet, er könnte notfalls noch
'als Pförtner gehen?

er habe im Rahmen der ärztlichen
Untersuehungen den Röntgenfacharzt Dr. Hevz■razu der‘

festgesetzten Zeit nicht angétroffen, und die infol— _'

gedessen entstandenen Fahrtkosten seien ihm von Dro"
Pr:=#ssnicht erstattet worden; Dr. Rs£=%==h8b8 gegen

ihn die "Drohung" und den "Vorwurf" erhoben: "Denken _"

Sie an die Juden"„ Die Chefärztin der Inneren Abtei—
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' lung des Städtischen Krankenhauses Britz teilte dem LSG

mit, sie habeden Oberarzt Dr„ R;=:ee=mit der Erstat— "
tung des Gutachtens beauftragt und_ihn geboten, ihr Wo
nach der Untersuchung und Durchführung der notwendigen

Untersuchungsmethoden zur endgültigen Beurteilung vor—

zu3tellen; dieser sei jedoch bei ihr zur Untersuchung

Inicht erschienen, sondern habe ihr einen Brief geschrie—-

ben, den sie beifügte° Darin schrieb w,; er könne aus
Gründen, die er demLSGmitgeteilt habe, ihrer Anord—
nung nicht Folge leisten und lehne ein nochmeliges Er—

scheinen in Britzer Krankenhaus_abo Dr° R=*=e—-nahm in
“einem Schreiben vom 15. März 1962 zu den Beanstandungen

Stellung, die W° ihm gegenüber schriftlich erhoben hatte°

Mit Urteil vom20. Juni 1962wies das LSGdie Berufung
dest. gegen das Urteil des Sozialgerichts (SG) Dort—
mund vom'18. April1957-zurück° Der Leidenszustand des
'W. erkläre sich aus_Seiner Konstitution und seinem fort—

geschrittenén Lebensalteri Es sei nur ein geringer
ver—

schlimmerndsr Einfluß des Wehrdienstes im zweiten Welt—

.krieg anzunehmen° Der Auffassung des Arztes Dr° Breeze
enef=m=könne gegenüber den überzeugenden Darlegungen

"der Fachärzte Dr. °F?“f*3**% Dr° Neéeeui■■eäund Dro Reise

nicht gefolgt werden° W. habe im
Laufe

des Verfahrens

wiederholt Vorwürfe gegen die begutachtenden Ärzte er—
hoben, so bereits 1955 gegen Dr. NwL{fnbwim und nun auch

gegen Dr. Ree■=ma Dr. R°é=ueshabe sich zu den —
entgegen

den geset211Chen Erfordernissen (@ 406 Abso 5 der Zivil—
prozeßordnung «ZPO—) nicht glaubhaft gemachten — Vorwür—

fen, die W° gegen ihn erhoben habe, geäußerte Er habe
jeden einzelnen Vorwurf des W° aufgeklärt und einleuch—'
tend widerlegt. Das LSG habe nicht die Überzeugung ge—
wonnen, daß Gründe-vorlägen, die ein Mißtrauen des W.

gegen die Unparteilichkeit des Dr" Rä?ééß rechtfertigen

könnten„ Die Besorgnis der Befangenheit gegenüber Dro
.Rsä==rmsei nicht begründet. Es hätten daher keine Be—

_
4}-
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idenken bestanden, die durch diesen Sachverständigen gewon—'—

nenen Ergebnisse der Urteilsfinduhg ebenso zugrunde zu

legen wie die weitgehend übereinstimmenden Ergebnisse der
landeren fachärztlichen Gutachter° Das LSG ließ die Revi—

sion nicht zu;

"Mit der ReVision rügen die Kläger wesentliche Mängel

des Verfahrens und eine Gesetzesverletzung im Sinne

des @162 Abs; 1 Nr° 3 SGG.Vor Einholung des Gutach—
‚tens des Städtischen Krankenhauses Berlin—Britz hätte

zunächst der Zeuge Q:e=é=néi=dazu gehört werden müssen,

.ob W. bereits 1945 wegen eines Asthmaleidens im Mili—
tärlazarett Teplitz—Schönau war; im Falle der Bestätie

gung hätte W. selbst nach Einzelheiten über den Sturz
vom Pferd befragt werden müssen. Das LSG hätte auch

' versuchen müssen, die Krankenpapiere wegen der Ver;
schüttung 1916, die einen Herzschaden zur Folge ge—
habt habe, beizuziehen. Es seien nur die Unterlagen

aus dem zweiten Weltkrieg angefordert Werden° Ferner

sei der Beweisbeschluß vom 31. Januar 1962 nicht'durch—.

geführt werden, denn Dr. R====m% der das Gutachten v0m

10. März 1962 erstattet habe, sei nicht Chefarzt des.
Städtischen Krankenhauses Britz. Es sei W. nieht zu—
zumuten gewesen, ein zweites Mal das Krankenhaus auf—

‘zusuchen und dort auf Dr. R? S”■ezu treffen, den er

wegen Befangenheit abgelehnt hatte. Das LSG hätte W.

die Äußerungen des Dr. R===?r=vom 15. März 1962 zur
Stellungnahme vorlegen müssen. Da dies nicht geschehen

sei, sei das Recht auf rechtlichengehör verletzt. Das
LSG habe W‚ auch, wenn es hervorhebe, daß er die Ab—

lehnungsgründe nicht glaubhaft gemacht habe, hierzu

im Rahmen der Offizialmaxime Gelegenheit geben müssen.

Die BeSorgnis der Befangehheit sei schon wegen der

von Dr° Esssm■ßgemachten Bemerkung: "Denken Sie an

die Juden" gerechtfertigt gewesen.DasLSGhätte

._ 5 _
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sich daher auch aus diesem Grunde und ferner deswegen,

weil es sich mit dem Gutachten des Dr. B==3*=t=zttavom

25‚ November 1961 nicht auseinandergesetzt habe, nicht

auf dieses Gutachten stützen dürfen. Darüber hinaus müsse
angenommen werden, daß die Stellungnahme des Dr° B=“Täz

e;?„‚..vom 15 Juni 1962 bei der U1teilsfindung nicht

verwertet werden sei, womit @ 128 SGGverletzt sei° Mit
Rücksicht auf die widersprüchlichen Gutachten und die

Äußerung des Dr° BF=F”??F“*T*v0m 15° Juni 1962 hätte sich

das LSG zur Einholung eines Obergutachtens gedrängt füh—

'1en‚ zumindest aber die Beteiligten auf ihr Recht hin—
weisen müssen, die Ladung beider Sachverständigen zur
Klärung der widersprechenden Auffassungen zu beantragen.

zu Unrecht habe das LSG die Ausführungen des Dr° BPL%=2

?rsuvmawegen des Gebrauchs des Wortes "Vermutung" als'

bloße Möglichkeitserwägungen gekennzeichnet, obwohl auch

Dr. R<#L■x-die Worte "zu vermuten" und "vermutlich" ge—

braucht habe° Das LSG hätte auch den Beschluß über die

Ablehnung des Dr° Rw#esmefür sich besonders erlassen müs—

sen, damit w„ nach 5 406 Abs„ 5 ZPOdie sofortige Be—
sohwerde hätte einlegen können„ Das LSG habe nicht klar

getrennt Zwischen der haftungsbegründenden Kausalität und

der haftungsausfüllenden Kausalität und sei hierauf auch
nicht näher eingegangen° Für beide Ursachenreihen genüge

ein mittelbarer Zusammenhang Wenn Dr° R—J«——-von "meil—

faktor“ spreche, so bedeute dies mittelbare Kausalität°

Zu Unrecht habe Dr. Rzrfäf=nur eine Verschlimmerung an—
1genommen. '

W„ ist an 12 November 1962 verst0rben° Das hierdurch

unterbrochene Verfahren (55 68 SGG, 239 ZPO) ist von den

jetzigen Klägern aufgenommen worden, wobei ein Teil der
Miterben ihre Ansprüche auf die Ehefrau des Wo übe1tra—

gen hat° Insoweit ist allerdings nicht ersichtlich, ob

die Abtretungen nach 5 67 Abs. 3 bzw. 67 Abs„ 2 Nr„ 2
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i.V° mit @ 69 BVG wirksam erfolgt sind. Dies konnte aber-

dahingestellt bleiben, da aueh eine wirksame Abtretung

nach @ 202 SGG in Verbindung mit @ 265 ZPO auf den Pro—

zeß keinen Einfluß hätte, die Beteiligten bleiben auch

dann die alten (vgl. Baumbaoh—Lauterbaeh, 26° Aufl., Anm,

3 B zu € 265 ZPO, Hoffmann KOV 1956, 106 ff). Die Kläger

beantragen, unter Aufhebung und Abänderung des Urteils

des LSG Nordrhein—Westfalen vom 20. Juni 1962‚den‘Be—

klagten zu verurteilen, als weitere Schädigungsfolgen
„

Asthmaleiden und Herzleiden an2uerkennen und Rente nach

einer MdB um 100 V.H. zu gewähren, hilfsweise, das an—_

gefochtene Urteil aufzuheben und den Rechtsstreit zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zu?

rückzuverweisen.

Der Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu

verwerfen. Eine Gesetzesverletzung nach @ 162 Abs° 1

Nr. 3 SGG liege schon deshalb nicht vor, weil das LSG

nicht zur ßnwendung der vérsorgungsrechtlichen Kausa—

litätsnorm gelangt sei. Zur Anhörung des Zeugen »:=:r=
sswmweoder zu sonstigen weiteren Ermittlungen habe '

sich das LSG nicht gedrängt fühlen müssen. Die nicht

vollständige Ausführung des Beweisbeschlusses vom

31, Januar 1962 sei am Vérhalten des W. gescheitert.
„Die Chefärztin habe sich der Mithilfe ihres Oberarztesl

bedienen dürfen. Ein Ablehnungsgesuch wegen Befangen—.■
heit habe objektiv nicht vorgelegen, Weil sich die Be—

anstandungen nur gegen die Art und Weise der Unter— "

suchung gerichtet hätten, Das LSGhabe darüber auch
nicht durch einen besonderen Beschluß entscheiden

müssen, weil dieser unanfechtbar gewesen wäre. Es

sei nicht glaubhaft, daß dem W. die Stellungnahme des“,
Dr° Heaven-vom 15. März 1962 nicht zugänglich gemacht,
worden-sei. Dem Landesversorgungsamt (LVersorgA) sei
sie am 8. Mai 1962 zugestellt und am 20. Juni 1962
sei seinem Terminsvcrtreter auch ein Durchschlag der

f;‘7-;‘>
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Stellungnahme des Dr, Beeseä=xmee vom 15° Juni 1962
ausgehändigt'wordeno-Diese sei auch im Urteilstatbestand

berücksichtigt, und das LSGhabe sich mit ihr ausein—
'ähdérgesetät. ' '

Das beigeladene Land Berlin hat sich diesen Ausführun—

gen angeschlossen und beantragt, die Revision zu ver—
werfen° ' '

Der Senat hat beim Reichsbund Essen, der den Kläger im

Eérufungsverfahren vertreten hat, angefragt, ob er da—

mals auch die Stellungnahme des Dr. eses■=vom 15; März-
1962 erhalten hat. 4 * '

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung gemäß 5 124 Abs" 2 SGG einverstan»

den erklärt. -

Die Revision ist form— und fristgerecht_eingelegt und

begründet worden (@@164, 166 SGG) und auch-statthaft

soWie sachlich begründet, weil die Kläger einen wesent—

lich Verfahrensmangel im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr° 2
SGG gerügt haben, der vorliegt und auf dem das angefoch—

tene_Urteil beruht (@ 162 Abso 2 SGG)°

Zutreffend'rügtdie Revision,dasLSGhätte w„ die Er—
läuterungen des Dr» ee=#■=vom 150 März 1962, die sieh

auf die vom damaligen Kläger vorgebrachten Ablehnungs—

gründe bezogen, zur Stellungnahme vorlegen müssen; durch

die Verwertung dieser 1rErklärungen‚(ohne daß Wo sieh

dazu vorher äußern konnt@‚ sei das Recht auf rechtli—
ches Gehör verletzt. ' ' '

Nach @62 SGGist den Beteiligten vor jeder Entscheidung

rechtliches Gehör zu gewähren; die Anhörung kann
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schriftlich geschehen. Hiernach müssen die Beteiligten Ge—

legenheit gehabt haben, sich vor der Entscheidung zu Be—

weisergebnissen zu äußern (vgl. Peters/Sautter/Wolff,

Komm.z. see, Anm.zu © 62 see). Demgemäßbestimmt 5 107
SGG, daß den Beteiligten entweder eine Abschrift der

Niederschrift der Beweisaufnahme oder deren Inhalt mit»
zuteilen ist. Diese Vorschrift ist auch auf andere, für

die Entscheidung wesentliche Auskünfte, Äußerungen oder

Unterlagen, die das Gericht angefordert hat oder die

ihm von Zeugen, Sachverständigen oder sonstigen Aus—

kunftspersonen zugegangen sind, jedenfalls dann sinn-

gemäß anquenden, wenn die Unterlagen im Urteil ver-

wertet werden,zBAuskünftenach5 106Abs. 3 Nr. 3 sec,
Krankengeschichten usw. (vgl. ESG in 8023 SGG @ 107

Da 1 Nr. 1 und 3). ' -

Das LSGhat die Stellungnahme des Dr. =£%si=vcm
15. März 1962 in seinem Urteil verwertet und ist zum '

Ergebnis gelangt, daß dieser jeden einzelnen Vorwurf

des W. aufgeklärt und einleuchtend widerlegt habe,

weshalb ein Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit

dieses Gutachters nicht gerechtfertigt und die Be—
sorgnis der Befangenheit gegenüber Dr. =fs=?*niCht

begründet sei. Dementsprechend hat sich das LSG nicht

gehindert gesehen, die Ergebnisse des für W. ungün—

stigen Gutachtens dieses Sachverständigen der Urteils—'

findung zugrunde zu legen. Da sonach das LSG die Stel—

lungnahme des Dr. :séss=vom 15. März 1962 im Urteil
verwerten wollte und verwertet hat, hätte Wo entweder

eine Abschrift der Stellungnahme oder deren Inhalt ‘

mitgeteilt werden müssen(vgl. auch 5 128 Abs. 2 see).
Die Revision macht geltend, daß dies nicht geschehen

sei° Aus den LSGfAkten kann dieses Revisionsvorbrin—

gen nicht widerlegt werden, außerdem sprechen über—

wiegende Gründe dafür, daß—es zutrifft. So heißt es

‚_ 9 ;
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in der Gerichtsverfügung vom 50 Mai 1962 fnur: "1. Gut—

achtenabschrift den Parteien z.K. (Beklo mit V—Akten)‚
Erkl.Fristz 1 Mon.", Hier ist also nur von der Übersen——

dung des Gutachtens die Redeo Auch die Rückfrage des
Senats bei dem damaligen Prozeßbevollmächtigten des Wo

ergab keinen Anhalt dafür, daß seinerzeit außer dem Gut—

achten des Dr. B—ä==m=vom 10 März 1962 auch dessen Stel—

lungnahme vom 15 März 1962 an ihn abgesandt worden ist

Der Reichsbund in Essen konnte nach seiner Auskunft
‚

vom 20 Juli 1965 nur feststellen, daß die Verfügung vom

5, Mai 1962 am 7, Mai 1962 eingegangen ist und daß ihr'

das @iaebisay9a—.JQ:-Mäza-1392-99332aWennder Beklagte
demgegenüber behauptet, daß ihm die Stellungnahme des

Dr° -?==a=— am 80 Mai 1962 zugestellt worden sei, so ist

damit nicht nachgewiesen, daß sie auch dem damaligen Klä—

ger
zugegangen ist. Im übrigen ist es nicht ausgeschlossen,

daß der Beklagte die Stellungnahme des Dr° Reé«44-mit'

dessen Gutachten vom 10, März 1962 verwechselt, denn in

seinem späteren Schriftsatz vom 10° Juli 1963 sagt er

selbst, daß die Verfügung des LSG vom 5, Mai 1962 "die
Zustellung des Gutachtens vom 15° März 1962 " betroffen

habe, daß dieses "Gutachten" beigelegen habe und daß

deshalb zu folgern sei, daß "es" auch dem Prozeßbevoll—

mächtigten des W° am 7° Mai 1962 zugestellt worden‘sei°

Ist sonach davon auszugehen, daß die Stellungnahme des

Dr° Rsswww—vom 15° März 1962, die im angefochtenen Urteil
verwertet worden ist, dem Wo nicht zur Kenntnis gebracht

wurde, so ist ihm insoweit das rechtliche Gehör versagt

worden° Darin liegt ein wesentlicher Mangel des Verfahe

rens im Sinne des @ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG, der von der
Revision gerügt ist und der die Revision statthaft machte

Das angefochtene Urteil beruht auch auf dieSem Mangelo'

Das LSG hat die Beanstandungen des W, in tatsächlicher

'und rechtlicher Hinsicht als Ablehnung eines Sachver—
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ständigen Wegen Befangenheit im Sinne der 55 118 Abso 1j
SGG,.406 Abs° 1 ZPO, 60 Abs" 1 SGS, 42 Abs° 2 ZPO=

‘
gewertet° Hiergegan hat die Revision keine Einwen—' '
dungen erhoben. Deshalb ist auf das Vorbringen des Re—

visionsbeklagten, es habe objektiv kein Ablehnungsge»

auch wegen Befangenheit vorgelegen, nicht näher ein—

zugeben. Im übrigen könnte die Annahme des LSG, W,

habe Dr° Rs===w—wegen Befangenheit ablehnen wollen,

auch nicht als reChtsfehlerhaft erachtet werden, zumal

ein nur gubjgktiy„bgrgghtigtgg Mißtrauen grundsätz—

lich genügt (vgl. Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen

Zivilprozeßrechts, 8. Aufl. S. 588 zu b). Das LSG
hat zwar einschränkend bemerkt, W. habe sein Vor—

bringen nicht im Sinne des @ 406 Abs. 3 ZPO glaub—

haft gemacht° Es hat jedoch unabhängig hiervon ge—V

prüft, ob ein Grund verlag, der geeignet war, Miß- «

trauen gegen die Unparteilichkeit des Dr. RF=L#==zu

rechtfertigen und somit seine Entscheidung nicht auf
_

«mangelnde Glaubhaftmachung gestützt. Außerdem hat da3'

LSG selbst festgestellt, daß Dr° stress"jeden einzel—

nen Vorwurf des Klägers aufgeklärt und einleuchtend '

widerlegt“ habe, Es ist daher nicht ersichtlich, in—

wieweit W seine Beanetandungen danach noch hätte

glaubhaft machen sollen oder müssen.

Da das LSGdas Gutachten des von W° abgelehnten Sache
verständigen im Urteil verwertet hat, ist die Mög—

lichkeit nicht auszuschließen, daß das LSG, wenn

es ent3prechend der Verfahrensvorschrift des 5 62

SGG W. die Stellungnahme des Dr° RE$FF? vom 15, März

1962 zugeleitet und ihm Gelegenheit gegeben hätte,

sich dazu zu äußern, davon abgesehen hätte, das

Gutachten vom 10, März 1962 seiner Urteilsfindung

_ 11 _
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zugrunde Zu legen° Somit beruht das angefochtene Urteil

auf dem gerügten Verfahrensmangel (@ 162 Abs, 2 SGG;

BSG 2, 197; 8, 228).

Hiernach ist die Révision bereits begründet, weshalb
dahingestellt bleiben kann, ob auch die anderen Re—

viSionsrügen durchgreifen. Auf sie kommt es nicht mehr

an° Dies gilt auch für die Rüge, das LSG hätte über-'

das Ablehnungsgesuch des wo durch Beschluß anstatt in

den Urteilsgründén entscheiden müssen, Zwar bestimmt

6 118 Abs, 1 SGG i.V„m. @ 406 Abs, 5 ZPO, daß gegen
,

den Egsghluß‚ durch den die Ablehnung für unbegründet

erklärt wird, sofortige Beschwerde stattfindet Be—'

schlüsse des LSG sind jedoch auch dann, wenn sie über

ein Ablehnungsgesuch entscheiden, endgültig und sonach

in der ReviSionsinstanz grundsätzlich nicht nachprüf—
bar (vgl° BSG in SozR ZPO 5 42 Da 2 Nr, 1 und BSG in
SozR SGG@60 Da 2 Nr° 4) Die Entscheidung. über ein
Ablehnungsgesuch in den Urteilsgründen ist im Zivil—

prozeß — das gleiche gilt auch für das sozialgericht—

liche Verfahren — zwar unzulässig, führt aber nicht “

zur Aufhebung in der Revisiohsinstanz (vgl, Baumbach/

Iauterbaeh, Komm.20 ZPO, 26° Aufl., Anm° 4 zu 5 406
.ZPO); sie ist auch im Zivilprozeß, wenndie Ablehnung
für begründet erklärt wurde, trotz Entscheidung im

Endurteil_unanfechtbar (vgl° Rosenberg aaO So 588),

Der festgestellte wesentliche Verfahrens■angél führt

zur Aufhebung des angefochtenen Urteils() Der Senat,

kann in der Sache selbst nicht entscheiden, da es zu-
nächst der verfahrensrechtlich einwandfreien Klärung

bedarf, ob das dem Kläger ungünstige_Gutachten des

_
12
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DroR bei der Entscheidungberücksichtigt werden
kann„ Die Sache war'deshalb gemäß @ 170 Abs„ 2 Satz 2

SGG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen°

Die
Kostenentscheidung

bleibt der das Verfahren ab—

schließenden Entscheidung vorbehalten°
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